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Reichspräsident Friedrich Ebert, um 1920
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Der erste gewählte De -
mokrat an der Spitze
Deutschlands ist kein Ad-
liger, kein Militär, kein In-
tellektueller, er ist ein ge-

lernter Sattler. Am 21. August 1919 wird
der Sozialdemokrat Friedrich Ebert als
Reichspräsident der Weimarer Republik
vereidigt. Den Reichstagsabgeordneten
in Berlin verspricht er: „Ihr Vertrauen
wird mir die Kraft geben, immer der Ers-
te zu sein, wenn es gilt, Bekenntnis und
Zeugnis abzulegen für den neuen Le-
bensgrundsatz des deutschen Volkes –
für Freiheit, Recht und soziale Wohl-
fahrt.“

Kurz darauf erscheint die Berliner 
Illustrirte Zeitung mit einem ganzseiti-
gen Titelbild, das Ebert beim Baden in
der Ostsee zeigt – was für ein Skandal!
Der Reichspräsident knietief im Wasser,
dazu noch in unvorteilhaft sitzender 
Badehose anstatt im Badeanzug, wie bis
dahin auch für Männer üblich. Das aus
heutiger Sicht harmlose Foto wird von
vielen Bürgern als Schande empfunden –
der oberste Repräsentant des Staates ab-
gelichtet als nasser Hanswurst. 

Für die zahlreichen rechts- wie links-
radikalen Feinde der ersten deutschen
Demokratie war das Bild ein gefundenes
Fressen. Das Foto wurde vielfach nach-
gedruckt, zitiert, persifliert. Die natio-
nalkonservative Deutsche Tageszeitung
veröffentlichte eine Postkarte, auf der
dem Badehosen-Ebert Kaiser Wilhelm
II. und Generalfeldmarschall Paul von
Hindenburg in Prunkuniformen gegen-
überstehen, Überschrift: „Einst und
Jetzt“. Das Witzblatt Kladderadatsch
dichtete eine Parodie auf die kaiserliche
Hymne „Heil dir im Siegerkranz“: 

„Heil dir am Badestrand,
Herrscher im Vaterland,
Heil, Ebert, dir! 
Du hast die Badebüx, 
sonst hast du weiter nix.“W
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Friedrich Ebert war Sozialdemokrat, Patriot und 
der erste Präsident der Weimarer Republik. Sein oberstes Ziel: 

Deutschland sollte demokratisch sein.

Vaterlandstreuer Gesell
Von JOACHIM MOHR

Ebert (r.) im Ostseebad Haffkrug (1919),
mit Ehefrau und Söhnen (um 1898)

Längst war klar, dass die Badehosen-
Affäre eine zutiefst politische Dimensi-
on hatte: Nicht nur der Reichspräsident,
die ganze neue Republik sollte bloßge-
stellt werden. 

Gegen die Strandbilder wehrte sich
Ebert sofort juristisch, es kam zum ersten
von fast 200 Beleidigungs- und Verleum-
dungsprozessen, die der Sozialdemokrat
bis zu seinem Tod gegen seine Gegner an-
strengte. Am Ende jedoch sollte der Mann,
der sich wie nur wenige andere Men-
schen um die Demokratie in Deutschland
verdient gemacht hat, der Niedertracht
der politischen Hassprediger gegen die
Weimarer Republik erliegen.

Der Erste Weltkrieg ist verloren,
der Kaiser geflohen – der Sozialdemo-
krat Friedrich Ebert hat 1919 ein ebenso
klares wie großes politisches Ziel: Er
will, dass Deutschland dauerhaft demo-
kratisch wird. Dafür wird er in den
nächsten sechs Jahren kämpfen, – wenn
es sein muss, mit dem Einsatz von 
Gewalt. 

Geboren wird Ebert am 4. Februar
1871 in Heidelberg. Sein Vater ist Schnei-
dermeister, er hat fünf Geschwister.
Nach der Volksschule lernt er das Hand-
werk des Sattlers. In einer autobiografi-
schen Notiz schreibt er rückblickend
über sich: „Als 17-jähriger Sattlergeselle
zog er in die Fremde und wurde nach
dreijähriger Wanderschaft in Bremen an-
sässig. Wie die meisten sozialistischen
Arbeiter kam er über den Weg der Ge-
werkschaftsbewegung zum Sozialismus.“

Ab 1891 wird Ebert dort Vorsitzender
des Bremer Sattlerverbandes, leitet das
illegale Ortskartell der freien Gewerk-
schaften und engagiert sich in der SPD.
Er organisiert Schulungen, Parteitage,
Wahlkämpfe. Er wird Mitglied in der
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Bürgerschaft. Um Geld zu verdienen, be-
treibt er die Gastwirtschaft „Zur guten
Hilfe“, ein wichtiger Treffpunkt der Ar-
beiterschaft.

Er heiratet eine junge Genossin, Loui-
se Rump, sie bekommen vier Söhne und
eine Tochter. Zwei Söhne werden später
im Ersten Weltkrieg fallen, einer wird
nach dem Zweiten Weltkrieg Oberbür-
germeister von Ostberlin und Mitglied
des SED-Politbüros, ein anderer lang-
jähriger Landtagsabgeordneter der SPD
in Baden-Württemberg.

Ebert ist umtriebig und geschickt, er
erarbeitet sich in der SPD schnell über-
regionales Ansehen. 1905 wird er zum
Sekretär des Vorstandes der Bundespar-
tei in Berlin gewählt, wohl auch auf
Wunsch von August Bebel, dem damals
unumstrittenen Oberhaupt der Partei.
Damit gehört Ebert dem Vorstand der
SPD an – und spielt im sozialdemokrati-
schen Machtzentrum bald eine entschei-
dende Rolle.

„Da Bebel das halbe Jahr in der
Schweiz lebte und Hugo Haase, der an-
dere Vorsitzende, vielfach als Anwalt
verhindert war, führte Ebert zumeist
den Vorsitz“, notierte Philipp Scheide-
mann, Eberts langjähriger innerpartei-
licher Weggefährte, aber auch Rivale.
„Er kannte alle Vorgänge. Was er wollte,
setzte er fast immer durch.“ 

Im Jahr 1912 wird Ebert in den
Reichstag gewählt, die SPD stellt mit 110
Abgeordneten erstmals die stärkste Frak-
tion. Als im Jahr darauf August Bebel
stirbt, wird Ebert zum Parteivorsitzen-
den gewählt. Allerdings tritt er ein
schweres Amt an, denn die Partei ist tief
zerstritten: Orthodoxe Marxisten stehen
gegen die sogenannten Revisionisten,
die lieber Reformen statt der Revolution
wollen. Ebert selbst zählt zu den Prag-
matikern, später schreibt er, dass er „in
den inneren Parteikämpfen immer im
Gegensatz zur radikalen Linken“ stand.

Als der Erste Weltkrieg ausbricht,
unterstützt Ebert die Bewilligung der
Kriegskredite. Er will die Sozialdemo-
kraten befreien vom Makel der „vater-
landslosen Gesellen“, den Bismarck ih-
nen aufgedrückt hat. Ebert fühlt sich als
Patriot: Obwohl bereits zwei seiner Söh-
ne gefallen sind, lehnt er es ab, einen An-
trag zu stellen, um den dritten bereits
schwer verwundeten Sohn vom Front-
dienst zu befreien. Er wolle keine Vor-
zugsbehandlung, sagt er schlicht.

Den großen Bruch innerhalb der SPD
kann Ebert indes nicht verhindern: 1917
gründet eine Minderheit aus streng -
gläubigen Linken und Pazifisten die Un-
abhängige Sozialdemokratische Partei
Deutschlands.

Ende des Sommers 1918 steht das
Deutsche Kaiserreich dann vor seinem
Ende. Eine Mehrheit in der SPD will den
Staat parlamentarisieren, um eine ge-
walttätige Revolution zu verhindern. Im
September appelliert Ebert an seine Par-
tei: „Wer die Dinge in Russland erlebt
hat, der kann im Interesse des Proletari-
ats nicht wünschen, dass eine solche
Entwicklung bei uns eintritt.“ Im No-
vember warnt er: „Wenn der Kaiser
nicht abdankt, dann ist die soziale Revo-
lution unvermeidlich. Ich aber will sie
nicht, ja, ich hasse sie wie die Sünde.“ So
notierte es zumindest Max von Baden,
der letzte Reichskanzler des Kaiser-
reichs, in seinen Erinnerungen. 

Zeitweise spielt Ebert noch mit dem
Gedanken an eine parlamentarische Mo-
narchie, doch Anfang November über-
schlagen sich die Ereignisse: In Kiel
meutern die Matrosen, in zahlreichen
Städten kommt es zu Aufständen, Arbei-
ter- und Soldatenräte entstehen, in Ber-
lin wird, unter Mitwirkung der SPD, die
sich an die Spitze der Protestbewegung
setzt, der Generalstreik ausgerufen. Am
9. November überträgt Max von Baden
Friedrich Ebert das Amt des Reichs-
kanzlers. Sein Parteifreund Philipp
Scheidemann ruft am frühen Nachmit-
tag die Republik aus. Ebert ist dagegen,
er will die Entscheidung über die Staats- U
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Ebert (l.) und Reichs-
kanzler Joseph Wirth

(3. v. l.) vor dem
Reichstag, 1922
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form einer Nationalversammlung über-
lassen.

Nur wenig später, noch am selben
Tag und ebenfalls in Berlin, proklamiert
Karl Liebknecht, der Führer des marxis-
tischen Spartakusbundes, die „freie so-
zialistische Republik Deutschland“ und
fordert die „Vollendung der Weltrevolu-
tion“. Er und seine Gefolgsleute drohen
den Sozialdemokraten: „Das Proletariat
kann sich mit diesem bürgerlich-refor-
mistischen Inhalt nicht begnügen. Es
muss zur sozialen Revolution voran-
schreiten. In Russland hat das Werk be-
gonnen, in Deutschland muss es fortge-
setzt werden.“

Damit streiten zwei Weltanschauun-
gen um die Macht und die Revolution,
eine sozialdemokratisch gemäßigte und
eine marxistisch radikale. Ebert ist von
Anfang an entschlossen, für die Idee ei-
ner parlamentarischen Demokratie zu

kämpfen. Er will den Staat nicht einer
antidemokratischen Minderheit über-
lassen. 

Doch der Preis dafür ist hoch. Ebert
schließt einen Pakt mit General Wilhelm
Groener, dem zweithöchsten Offizier
der Obersten Heeresleitung: Die Armee-
führung ist der Revolutionsregierung ge-
genüber loyal, damit im Land für Ruhe
und Ordnung gesorgt werden kann. Die
Regierung wiederum lässt die Armee in
Ruhe und mischt sich nicht in deren in-
nere Autonomie ein.

In den bürgerkriegsartigen Schlach-
ten der nächsten Monate ordnet Ebert
immer wieder den Einsatz von Reichs-
wehrverbänden und Freikorps gegen ra-
dikale Linke an oder duldet zumindest
deren Einsatz. Blutig schlagen Militärs
zahlreiche regionale Revolten nieder, so
etwa den Spartakusaufstand in Berlin
Anfang Januar und die Münchner Räte-
republik im April 1919.

Es ist eine bittere Ironie der Geschich-
te, dass Ebert und die Reichsregierung,
weil sie über keine eigenen loyalen Sol-
daten verfügen, auf Truppen rechter Ex-
tremisten zurückgreifen müssen, die die
Demokratie genauso verachten wie jene
Linksradikalen, gegen die sie eingesetzt
werden. Für viele Linke wird Ebert des-
halb zum „Arbeiterverräter“ und „Agen-
ten der Bourgeoisie“.

Am 31. Juli 1919 beschließt die Natio-
nalversammlung die Weimarer Verfas-
sung, Reichspräsident Ebert unterzeich-
net sie am 11. August. Artikel 1 lautet:
„Das Deutsche Reich ist eine Republik.
Die Staatsgewalt geht vom Volke aus.“
Zumindest auf dem Papier hat Ebert zu
diesem Zeitpunkt sein Lebensziel er-
reicht. 

Doch die nächsten Jahre der jungen
Demokratie bleiben unruhig. Bis 1923
lässt Ebert weitere Revolten von links
gewaltsam niederschlagen, kann aber
auch Putschversuche von rechts abweh-
ren. Noch immer verfügt er kaum über
der Reichsregierung ergebene Truppen.
Die Regierungen wechseln in kurzen Ab-
ständen, zwölf kurzlebige Kabinette sind
es während seiner Amtszeit bis Anfang
1925.

Ein mitreißender Redner, ein charis-
matischer Volkstribun oder gar ein Vi-
sionär – all das war Friedrich Ebert nie.

Große symbolische Taten, die Grenzen
der politischen Lager übergreifendes Pa-
thos – das konnte er nicht bieten. Er war
ein durch und durch nüchterner Real-
politiker. Manchen Zeitgenossen er-
schien er gar als kleingeistiger sozialde-
mokratischer Spießbürger. Kurt Tuchol-
sky bezeichnete ihn einmal abwertend
als „Papiermensch“.

Auch später bewerteten ihn viele Ge-
schichtswissenschaftler und Linksintel-
lektuelle kritisch: Der Publizist Sebas -
tian Haffner schimpfte 1979, 60 Jahre
nach der Niederschlagung des Sparta-
kusaufstandes, die SPD unter Ebert habe
im Jahr 1918 die Chance zu weitreichen-
den Reformen verspielt, als sie „die Re-
volution, statt sie zu nutzen, unterdrück-
te“. Der Historiker Heinrich August
Winkler beurteilte Ebert schlicht als zu
unbedeutend für das Prädikat Staats-
mann. Der Reichspräsident habe stärker
auf Veränderungen verzichtet, „als es
die Verhältnisse erforderten“.

Viele Historiker monieren, Ebert und
die SPD etwa hätten zu wenig getan, um
die Beamtenschaft und insbesondere das
Militär personell einschneidend zu er-
neuern und zu demokratisieren und so
die Institutionen republiktreu auszurich-
ten. Inwieweit dies in der Realität der
Jahre 1918 und danach allerdings tatsäch-
lich möglich gewesen wäre, ist umstrit-

ten. Auf eine große Zahl sozialdemokra-
tischer Reformer konnte Ebert im Staats-
apparat jedenfalls nicht zurückgreifen.

Als Reichspräsident verstand sich
Ebert nicht als Vertreter seiner Partei,
sondern als Vertreter des ganzen deut-
schen Volkes. Seine Absicht war es, wie
er es formulierte, die „Gegensätze aus-
zugleichen und das Gefühl der Zusam-
mengehörigkeit aller Schichten unseres
Vaterlandes zu stärken“. 

Der Historiker Walter Mühlhausen,
Geschäftsführer der Stiftung Reichsprä-
sident-Friedrich-Ebert-Gedenkstätte in
Heidelberg, sieht dahinter ein politi-
sches Konzept: „Der Reichspräsident
hatte verinnerlicht, dass diese Republik
nur dann leben – und überleben – konn-
te, wenn die demokratische Arbeiterbe-
wegung mit dem demokratischen Bür-
gertum dauerhaft zusammenarbeitete.“

Dabei war Ebert ein wehrhafter De-
mokrat ganz im Sinne des späteren Poli-
tikers und Staatsrechtlers Carlo Schmid,
der nach der Katastrophe der Naziherr-
schaft 1948 im Parlamentarischen Rat
sagte: Man müsse „auch den Mut zur In-
toleranz denen gegenüber aufbringen,
die die Demokratie gebrauchen wollen,
um sie umzubringen“.

Die grundsätzliche Misere der Wei-
marer Republik konnte allerdings auch
Ebert nicht lösen: Der jungen Demokra-
tie mangelte es an demokratischen Über-
zeugungstätern. Zum Nachfolger Eberts
wählten die Deutschen im April 1925
denn auch Generalfeldmarschall Paul
von Hindenburg, einen alten, reaktionä-
ren Antidemokraten.

Friedrich Ebert bezahlte seinen
Einsatz für die Demokratie schlussend-
lich mit seinem Leben. Die Jahrzehnte
in der Politik hatten ihn viel Kraft gekos-
tet, insbesondere die Zeit Anfang der
Zwanzigerjahre, als er zum Sinnbild der
verhassten Republik wurde, hatte seine
Gesundheit schwer angegriffen. 

Im Dezember 1924 stellt ein Gericht
fest, dass er im Januar 1918, als er zur
Streikleitung bei den großen Berliner
Aufständen zählte, Landesverrat began-
gen habe. Ebert, der Patriot, ist zutiefst
erschüttert. Mit Rücksicht auf den Pro-
zess hat er die Behandlung einer Blind-
darmentzündung hinausgezögert, er
will auf keinen Fall Schwäche zeigen.
Als er am 24. Februar 1925 ins Kranken-
haus eingeliefert wird, hat er bereits ei-
nen Blinddarmdurchbruch, eine Opera-
tion kann ihn nicht mehr retten. Vier
Tage später stirbt er. n

Für viele Linke wird Ebert zum 
„Arbeiterverräter“.


